
Bundessozialgericht

— 44 RA 124/75 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:
.................‚ ...........

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 14. September 1976 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. B u s s , die Richter

Dr. Z i m m e r und G e i g e r — N i e t s c_h

und die ehrenamtlichen Richter H e i n s und

H e i m a n n

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Sozialgerichts Münster vom 25. Juni 1975 wird

zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Die Klägerin beantragte im Februar 4972 Witwenrente aus der.

Rentenversicherung ihres am 24; Dezember 4974 tödlich ver—

unglückten Ehemannes. Im Antrag erklärte sie, bei der Be—

rufsgenossenschaft der chemischen Industrie (BG Chemie)

laufe ein Verfahren auf Anerkennung eines Arbeitsunfalls;

vordrucksgemäß verpflichtete sie sich, der Beklagten den

Empfang einer Uniallhinterbliebenenrente unverzüglich mit—

zuteilen.

.Mit Bescheidvom27. März 4972gewährtedie BGChemieder
Klägerin Hinterbliebenenrente. Die Klägerin teilte dies

der Beklagten nicht mit; die Nachricht der BG Chemie ging

am 4. April 4972 bei der Beklagten ein, gelangte aber erst

am 26. Juli 4972 zu den Rentenakten.

Mit Bescheidvom49. Mai 4972bewilligte auchdie Beklagte
Witwenrente ab 24. Dezember 4974. In diesem Bescheid wies

sie die Klägerin auf die Verpflichtung hin, den Bezug

einer Leistung aus der Unfallversicherung umgehend mitzu4

teilen; sie behielt sich für den Fall der Gewährung einer

Unfallhinterbliebenenrente die Neuberechnung der Witwen—

rente und die Rückforderung überzahlter Beträge vor.

Mit Bescheid vom 6. September 4972 hob die Beklagte ihren_

Bescheid vom 49. Mai 4972 auf; sie berechnete die Witwen—

rente unter Anwendung von € 56 Abs. 4 Angestelltenver—

sicherungsgesetz (AVG) ab 4. Juni 4972 neu, stellte eine
Überzahlung von DM 864,50 fest und forderte diese unter
Berufung auf 5 80 AVG zurück.

Ihre Klage gegen die Neufeststellung nahm die Klägerin

zurück, die Klage gegen den Rückf0rderungsbescheid wies

das Sozialgericht (SG) nach erfolglosem Widerspruch ab.
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In dem Urteil ist ausgeführt;

}
Wenn die Beklagte infolge eines organisatorischen Mangels

in ihrem ersten Bescheid das teilweise Ruben der Rente

nicht berücksichtigt habe, so treffe sie ein Verschulden

an der Überzahlung. Dieses Verschulden schließe jedoch eine

Rückforderung nicht aus, weil der Klägerin grobe Fahrlässig—

keit zur Last falle, da sie ihrer Mitteilungspflicht nicht

nachgekommen sei; es könne nicht davon ausgegangen werden,

‚daß die Beklagte eine Mitteilung der Klägerin ebensowenig

beachtet haben würde wie die der BG Chemie. Die Klägerin

habe beim Empfang der Leistung gewußt, daß ihr diese nicht

in der gewährten Höhe zugestanden habe; die Rückforderung

sei auch im Hinblick auf die wirtschaftlichen Verhältnisse

der Klägerin vertretbar.

Mit der vom SG zugelassenen und mit Zustimmung der Beklag—

'ten eingelegten Sprungrevision beantragt die Klägerin,

das angefochtene Urteil und den Rückforderungs—

bescheid aufzuheben.

Sie macht geltend, die Rückforderung werde bereits durch

_
das vom SG zu Recht festgestellte Verschulden der Beklag—

ten ausgeschlossen; darauf, ob der Klägerin grobe Fahr-

lässigkeit zur Last falle, komme es nicht an. Im übrigen
sei zu bezweifeln, daß die unterlassene Mitteilung ursäch—

lich für die Überzahlung gewesen sei.

Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der Sprungrevision.

Sie glaubt, bei der Erteilung des Bescheides vom 49. Mai

4972 korrekt gehandelt zu haben; im übrigen hält sie das

— angefochtene Urteil für zutreffend

Die Beteiligten sind mit einer EntScheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden.
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II

Die Sprungrevision ist nicht begründet.

Da nur noch der Rückforderungsbescheid streitig ist, muß

der Senat davon ausgehen, daß es sich bei dem streitigen

Betrag um eine zu Unrecht gezahlte Leistung handelt (vgl.

55 56 Abs. 1, 5, 55 Abs; 4 AVG). Den sich daraus ergebenden
Rückforderungsanspruch darf der Versicherungsträger nur

geltend machen, wenn ihn für die Überzahlung kein Verschul-
den trifft und nur soweit der Leistungsempfänger bei Empfang

wußte oder wissen mußte, daß ihm die Leistung nicht oder
nicht in der gewährten Höhe zustand, und soweit die Rück-

forderung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des

Empfängers vertretbar ist (5 80 Satz 2 AVG). Diese Beschrän—

kungen gelten für jede Rückforderung einer zu Unrecht ge—

zahlten Leistung; der Rückforderungsvorbehalt im Leistungs—

bescheid hat die Beklagte hiervon nicht freistellen können.

Wie das SG festgestellt hat, wußte die Klägerin bei Empfang

der Leistung, daß ihr diese nicht in der gewährten Höhe zu—

stand; es bestehen auch keine Zweifel daran, daß die Rück-
forderung bei den wirtschaftlichen Verhältnissen der Kläge-

rin vertretbar ist. Zweifelhaft kann sonach nur sein, ob

ein Verschulden der Beklagten an der Überzahlung eine Rück—

forderung ausschließt. Das SG hat zu Recht ein solches Ver—
schulden bejaht. Die Beklagte kann dem festgestellten inner—
organisatorischen Mangel seine Verschulden begründende Wir-

kung nicht dadurch nehmen, daß sie geltend macht, sie müsse

im Interesse der Versicherten mitunter ohne vollständige

Unterlagen Rente, allerdings mit Vorbehalten, bewilligen.

Ihre Unterlagen waren hier nämlich nicht unvollständig;

die Nachricht der BG war lange vor
dem Bescheid vom 49.Mai

1972 in ihren Bereich gelangt. Gleichwohl darf, wie das SG

richtig erkannt hat, die Beklagte die Überzahlung zurück—
fordern, weil auch die Klägerin ein rechtserhebliches Ver-
schulden an der Überzahlung trifft,
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Der Klägerin ist nicht zuzustimmen, wenn sie meint, nach

.
der abschließenden Regelung des 5 80 AVG komme es auf ein

Verschulden des Leistungsempfängers nicht an. Der Wortlaut

des 5 80 Satz 2 AVG könnte zwar dahin verstanden werden,

daß allein ein Verschulden des Versicherungsträgers einer

Rückforderung entgegensteht. 5 80 AVG regelt jedoch die

Rückforderung nicht erschöpfend. Die Vorschrift setzt einen

bei unrechtmäßiger Zahlung bestehenden Rückforderungsan- ‘

spruch voraus; in ihrem Satz 2 haben Grundsätze, die die

Rechtsprechung aus Gründen des Vertrauensschutzes mit

Rücksicht auf Treu und Glauben entwickelt hatte, ihren

Niederschlag gefunden (vgl. SozR Nr. 4 zu 5 628 RVO mit

weiteren Nachweisen). Nach diesen Grundsätzen war es aber

nicht bedeutungslos, ob der Leistungsempfänger die Über—

zahlung schuldhaft mitverursacht hatte (vgl. SozR Nr. 1

zu 5 1501 RVO). Es würde auch zu ungerechtfertigten Er—

gebnissen führen, wenn ein solches Mitverschulden keine

Rolle spielte. Nahezu unverständlich wäre es, wollte man
die Überzahlung, sofern nur ein Verschulden des Versiche—

rungsträgers hieran festgestellt wird, sogar dem belassen,

der die Leistungsbewilligung arglistig erwirkt hat. Eine

Auslegung, wonach es auf ein Verschulden des Empfängers

an der Herbeiführung der unrechtmäßigen Leistung nicht

ankäme, stünde ferner im Widerspruch dazu, daß € 80 Satz 2

AVG, soweit die Kenntnis beim Empfang in Frage steht, ein

bloßes Wissenmüssen um die Unrechtmäßigkeit der Leistung

genügen läßt. Alles dies zwingt zu der Schlußfolgerung,

daß 5 80 AVG den Fall, daß außer dem Versicherungsträger

auch der Leistungsempfänger die Uberzahlung schuldhaft mit—

verursacht hat, nicht geregelt hat (vgl. BSG 54, 29, 52);
insoweit ist das Gesetz lückenhaft. '

Bei der Schließung dieser Gesetzeslücke ist zu beachten,

daß das-Gesetz einem Versicherungsträger die Rückforderung

einer Überzahlung nicht verwehrt, wenn nicht nur ihn,
sondern wenn auch den Leistungsempfänger hieran kein Ver—
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schulden trifft. In diesem Falle wird also ein Vertrauen

des Leistungsempfängers nicht geschützt; bei gleicher

Schuldlosigkeit ist die Rückforderung zulässig. Das legt es

nahe, dem Versicherungsträger die Rückforderung auch dann

nicht.zu verwehren, wenn sowohl der Versicherungsträger als

auch der Leistungsempfänger Schuld an der Uberzahlung

tragen, das Maß des jeweiligen Verschuldens jedoch an—

nähernd gleich ist. In diesem Falle wäre also abzuwägen,

inwieweit die Überzahlung von dem einen oder dem anderen

Teil schuldhaft verursacht worden ist (vgl. 5 254 Abs. 4'

Bürgerliches Gesetzbuch - BGB — und SozR Nr. 5 zu 5 95

des Reichsknappschaftsgesetzes f RKG —), so daß für eine

Rückforderung u.U. ahch dann Raum bleibt, wenn sowohl

dem Versicherungsträger als auch dem Empfänger einfache

Fahrlässigkeit zur Last fällt. Der 5. Senat will freilich

dem Versicherungsträger, der die Überzahlung mitver—

schuldet hat, eine Rückforderung generell nur dann ge—

statten, wenn diese vom Empfänger mindestens grob fahr-

lässig mit herbeigeführt worden ist (BSG 54, 29, 55 f).

Der erkennende Senat trägt Bedenken, dem uneingeschränkt

zu folgen; die vom 5- Senat zur Begründung seiner Auf—

fassung herangezogenen Regelungen gehören anderen Rechts—

gebieten an,_haben einen anderen Wortlaut und beruhen

auf nicht ohne weiteres vergleichbaren Interessenabwägun—

gen. Einer abschließenden Erörterung dieser Frage bedarf

es indeSsen nicht; auch der erkennende Senat ist der An—

sicht, daß jedenfalls dort, wo der Empfänger die Über—

zahlung grobfahrlässig mit herbeigeführt hat, die Rück—

forderung der zu Unrecht gezahlten Leistung durch den Ver?

sicherungsträger nicht ausgeschlossen ist.

Das SG hat das Vorliegen einer groben Fahrlässigkeit der

Klägerin jedenfalls seit dem Zugang des Rentenbescheides

der Beklagten bejaht. Die Klägerin war verpflichtet, der

Beklagten von der Bewilligung der Unfallhinterbliebenen—
rente sdgleich Kenntnis zu geben. An das Bestehen dieser
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Pflicht wurde sie durch den Hinweis im Rentenbescheid ein-

deutig und eindringlich erinnert; darauf, daß die BG Chemie

die Beklagte unterrichten würde, durfte sich die Klägerin

nicht verlassen; ihre Mitteilungspflicht bestand unab-

hängig davon, ob auch die BG die Beklagte zu
unterrichten

hatte. Die Klägerin hat mithin durch ihr Unterlassen eine

Verpflichtung verletzt, deren Bestehen ihr bewußt sein

mußte und über deren Inhalt sie nicht im Zweifel sein konnte.

Damit fehlt es an jedem Anhalt dafür, daß das SG den Be-

griff der groben Fahrlässigkeit (vgl. BGHZ 10, 14, 16; LM

Nr. 9 zu 5 952 BGB; Urteil des 7. Senats des BSG vom

' 31. August 1976
— 7 RAr 112/74 —) verkannt haben könnte.

Das SG hat ferner festgestellt, daß die Beklagte bei einer

unverzüglichen Information durch die Klägerin selbst nach

der Erteilung des Bescheides vom 19. Mai 1972 noch in der

Lage gewesen wäre, die Überzahlung zu verhindern; gegen

diese tatsächliche Feststellung sind keine Verfahrensrügen
erhoben; im übrigen dürfte für die Kausalität der Unter—

lassung genügen, daß pflichtgemäßes Handeln den Erfolg

wahrscheinlich verhindert hätte. Damit sind die Voraus—
setzungen erfüllt, unter denen nach der Auffassung des

5. Senats ein Versicherungsträger die Uberzahlung zurück—

fordern kann. Ebenso ist die Rückforderung berechtigt, wenn

man das Maß des beiderseitigen Verschuldens abwägt; das

Verschulden der Klägerin ist nämlich nicht geringer,

sondern sogar höher zu bewerten als das der Beklagten.

Anhaltspunkte dafür, daß die Beklagte von ihrem ihr durch
5 80 Satz 1 AVG eingeräumten_Ermessen einen mit dem Ge-
setzeszweck nicht vereinbarten Gebrauch gemacht haben

könnte, sind nicht ersichtlich.

Nach alledem war die Revision als unbegründet zurückzu—

weisen (% 170 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz — SGG —).
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.

Dr. Bass ‘ Geiger—Nietsch Dr. Zimmer

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

